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Gemeinde Schwarme 
 

Auskunft erteilt: Christin Seibt 

Telefon: 04252/391-319 

Datum: 31.03.2014 

 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
Vorlage Nr.: Sc-0052/14 

 

Beratungsfolge: 

 

Rat 08.05.2014 öffentlich 

 

Betreff: 

 

Erlass der Vergnügungssteuersatzung 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Rat beschließt den Erlass der Vergnügungssteuersatzung (Neufassung). Die Satzung tritt 

am 01.07.2014 in Kraft.  

 

Sachverhalt/Begründung: 

 

Bisher dient der Stückzahlenmaßstab als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der 

Vergnügungssteuer bei Spielgeräten (Spielgerätesteuer).  

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 04.02.2009 -1 BvL 8/05- der 

Zulässigkeit des Stückzahlenmaßstabes für die Besteuerung von Spielgeräten widersprochen, 

da dieser den durch die Vergnügungssteuer zu besteuernden Aufwand der Spielerinnen und 

Spieler nicht in der gebotenen Weise wirklichkeitsnah abbilde, was zu einer ungleichen 

Belastung der Automatenaufsteller führe.  

Die Auswahl des Einspielergebnisses als Bemessungsgrundlage sei rechtlich zulässig und 

wesentlich wirklichkeitsnäher als der bisher verwendete pauschale Stückzahlmaßstab. 

Daher soll ab sofort nicht mehr die Anzahl der Spielautomaten als Bemessungsgrundlage der 

Berechnung der Vergnügungssteuer zu Grunde gelegt werden, sondern die 

Einspielergebnisse, um einen gleichheitsgerechten Steuermaßstab zu gewährleisten. 

 

Es wird ein Steuersatz in Höhe von 15 v.H. vorgeschlagen. 

 

Zum Vergleich sei einmal aufgelistet, welche Steuersätze die umliegenden Gemeinden in 

ihren Vergnügungssteuersatzungen erhoben haben: 

 

- Flecken Bruchhausen- Vilsen  15 v.H. 

- Stadt Diepholz   15 v.H. 

- Gemeinde Weyhe   10 v.H.  

- Gemeinde Stuhr     9 v.H. 

- Stadt Nienburg    12 v.H. 

 

Ein Steuersatz von 15 v.H. liegt nach der Entscheidung des OVG Lüneburg vom 08.11.2010 -

9 LA 199/09- an der Obergrenze des rechtlich höchstens Zulässigen und wird in der 
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Rechtsprechung noch als verfassungsrechtlich unbedenklich eingestuft.  

Der Steuersatz darf nicht so hoch angesetzt werden, dass eine „erdrosselnde“ Wirkung eintritt, 

d.h., dass der gewählte Beruf des Spielautomatenaufstellers hierdurch wirtschaftlich 

unmöglich gemacht wird. 

Bei der Höhe des Steuersatzes haben Kommunen eine weitreichende Gestaltungsfreiheit, bei 

deren Ausübung vor allem kommunalpolitische Überlegungen einer Rolle spielen. 

Für die Rechtmäßigkeit der Höhe des Steuersatzes ist insbesondere ohne Belang, ob der 

Satzungsgeber hinsichtlich der Höhe der Steuer die Auswirkungen auf der Steuerpflichtigen 

abgewogen hat. Der Steuersatz ist somit lediglich am Inhalt der Vergnügungssteuersatzung 

selbst sowie daran zu messen, ob er mit höherrangigen rechtlichen Anforderungen 

übereinstimmt. Ein Steuersatz von 15 v.H. ist somit zulässig und hat keine erdrosselnde 

Wirkung.  

 

Für das Haushaltsjahr 2014 können 1.000 € an Vergnügungssteuer eingeplant werden, bisher 

betrug der Ansatz 400 €. 

 

Außerdem sind einige redaktionelle Anpassungen notwendig, die sich aus der Mustersatzung 

der kommunalen Spitzenverbände ergeben und aus Rechtssicherheitsgründen in die Satzung 

mit aufgenommen werden sollten.  

 

 

Christin Seibt Horst Wiesch 

 

Anlage 

Entwurf der Vergnügungssteuersatzung ab 01.07.2014 Schwarme 
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